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Kooperation in der Kinder- und Jugendhilfe. 
Junge Menschen und Eltern sowie deren 
Selbstvertretungen im Blick

	� Partizipative Kooperationen gestalten

	� Selbstvertretungen durch Kooperationen einbinden

	� Kooperation heißt, gehört zu werden: Perspektiven von Adressat*innen                                                    

	� Kooperation organisieren und gestalten: Beispiele aus der Praxis 

	� Unvereinbarkeit von Jugendhilfe und freiheitseinschränkenden  
Maßnahmen

	� 	Rethinking care: ein internationaler Fachkräfteaustausch  
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Strategie und Teamwork – 
das Kartenspiel für 
die Soziale Arbeit
Case Work ist ein Kartenspiel, das die Grundlagen der 
Sozialen Arbeit auf spielerische Weise erlebbar macht. 
Die Spielenden übernehmen gemeinsam im Team die 
Rolle von Fachkräften der Sozialen Arbeit und bearbei-
ten praxisnahe Fallbeispiele. Dabei stehen ihnen ver-
schiedene Ressourcen zur Verfügung – Zeit, Beziehung, 
professionelles Handeln und psychische Stabilität. 
Doch nicht immer läuft alles nach Plan: Ereigniskarten 
bringen überraschende Wendungen – manche fördern, 
andere erschweren den Fallverlauf. Nur wer gut kom-
muniziert, gemeinsam plant und � exibel reagiert, kann 
die Fälle erfolgreich abschließen. Das Spiel fördert das 
Verständnis für zentrale Prinzipien und Arbeitsweisen 
in der Sozialen Arbeit und stärkt zudem Teamarbeit, 
Entscheidungs� ndung und Re� exion.

Im Begleitheft � nden Sie:

 Re� exionsfragen und Projekte zu den Karten
  Re� exionsfragen zum allgemeinen Spielgeschehen
  Tipps zum Spielen

Im Regelheft � nden Sie:

 Die Spielanleitung mit Link zu einem Video-Tutorial
 Beispielrunden
 Hinweise zu zusätzlichem Download-Material

Petra Fuchs

Case Work
Grundlagen Sozialer Arbeit spielend meistern

2026, 145 Karten, € 39,00
GTIN 4019172400286, Bestell-Nr. 540028
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Zwischen den Heften auf dem aktuellen Stand bleiben

Aus unserem Fort- und Weiterbildungsprogramm

Pflegefamilien gewinnen und stärken! Neue und erfolgsversprechende Handlungsoptionen in der 
Pflegekinderhilfe, 09.-10.11.2026 in Fulda
Die Pflegekinderhilfe ist eine zentrale Hilfe zur Erziehung. Neben stationären Angeboten und ambulanten 
Hilfen kann sie tragfähige Lösungen für Notlagen von Kindern und ihren Familien schaffen. Pflegefami-
lien bieten dabei wichtige Ressourcen, um Kindern einen stabilen und pädagogisch förderlichen Lebens-
ort zu ermöglichen. Gleichzeitig wird vielerorts ein Mangel an geeigneten Pflegefamilien beklagt, der die 
Umsetzung der in der Hilfeplanung entwickelten Ziele erschwert.

Die Tagung bringt systematisch gewonnenes Wissen aus der Forschung mit Beobachtungen, Ideen und 
Erfahrungen aus der Praxis der Pflegekinderhilfe zusammen. Dadurch sollen neue Handlungsoptionen 
auf verschiedenen Ebenen entwickelt werden: bei Werbung und Akquise von Pflegefamilien, bei der 
Vielfalt von Konzepten familialer Lebensformen, in der Begleitung von Pflegefamilien, Eltern und Kindern 
sowie bei finanziellen, organisatorischen und politischen Rahmenbedingungen.

Ziel der Tagung ist es, gemeinsam realisierbare Perspektiven für die Weiterentwicklung der Pflegekinder-
hilfe zu erarbeiten.

Weitere Informationen unter www.igfh.de/veranstaltungen 

Dokumentieren und Berichte schreiben in der Kinder- und Jugendhilfe – 
sachlich, fachlich und effektiv 
Onlineformat | 07. + 08. Mai 2026 mit Lea Heyer
https://tinyurl.com/497us7fj 

Übergänge für junge Volljährige gut begleiten – auch an den Schnittstellen zu anderen 
Leistungssystemen
16. – 17. Juni 2026 in Hannover mit Britta Sievers, Benjamin Raabe, Laura Monath und 
Theresa Anastasia Böcke
https://tinyurl.com/yc7c9dys

http://www.igfh.de/veranstaltungen
https://tinyurl.com/497us7fj
https://tinyurl.com/yc7c9dys


65
3 2 .  J A H R G A N G  2 0 2 6 ,  H E F T  2

Forum Erziehungshi l fen
32. Jahrgang 2026, Heft 2

Inhalt
Zu diesem Heft
Stefan Wedermann, Katharina Lohse,  
Henriette Katzenstein, Birgit Averbeck....... 66

Kommentar
Das neue SGB II und Kindeswohlgefährdung 
– der Irrsinn politischer Entscheidungen 
Juliane Meinhold........................................ 67

Kooperation in der Kinder- und Jugendhilfe. 
Junge Menschen und Eltern sowie deren 
Selbstvertretungen im Blick

Partizipative Kooperationen gestalten.  
Selbstvertretungen im Kooperationsgefüge 
der Kinder- und Jugendhilfe
Katharina Lohse, Stefan Wedermann ......... 68

„Nur weil junge Menschen da sind, heißt das
nicht, dass sie gehört werden.“ 
Karn Born................................................... 74

„Zusammenarbeit heißt gegen mich  
arbeiten.“ Perspektiven einer Mutter auf die 
Hilfeplanung
Interview mit Frau Y. ....................................76

Dresdener Konzept: Selbstvertretungen  
in Entscheidungsprozesse einbinden
Elsa Thurm, Björn Redmann....................... 78

Kooperation organisieren und gestalten:  
Der Hub gegen Wohnungsnot junger 
Erwachsener
Peter Schruth.............................................. 82
Überregionale Kooperation: 
Projekt ARIADNE
Renée Drossard........................................... 84
Systemisches Kooperationslabor als Methode
Birgit Averbeck ........................................... 86

Kooperation in Hilfefällen psychisch  
erkrankter Mütter aus Sicht der  
Jugendämter
Henriette Katzenstein, Maksim Hübenthal, 
Ulrike Urban-Stahl...................................... 89

Magazin
Nachruf: Stephan Maykus........................... 92
Klatsch und Tratsch.................................... 93
Tagungshinweise........................................ 93
Nachrichten und Stellungnahmen............... 93
Materialien.................................................. 95	
Tagungsberichte.......................................... 95
Aufgespießt................................................. 96	
Forschungsnotiz........................................ 101
Portrait: Lucas-Johannes Herzog.............  102

IGfH-Informationen
Werkstatt-Treffen „Kinder- und Jugendhilfe 
gestalten!“ in Bremen 
Jens Hübertz............................................. 105

Internationales
‘Rethinking care: nothing about us without 
us’ – Einblicke in einen internationalen  
Fachkräfteaustausch zu jungen Menschen in 
herausfordernden Hilfekonstellationen
Nicole Rosenbauer.................................... 106

Diskussion
„Es funktioniert nicht auf Ansage…“ –  
Institutionelle Kooperation im Kontext des 
Fachkräftemangels
Benjamin Landes...................................... 111

Weiter machen! – Selbstvertretung im  
Kontext stationärer Hilfen 
Laurette Rasch ......................................... 114

Rechtsfragen
Unvereinbarkeit von Jugendhilfe (SGB VIII) 
und freiheitseinschränkenden Maßnahmen 
nach § 1631b BGB
Peter Schruth............................................ 118 

Literatur
Rezensionen.............................................. 123
Kurz vorgestellt......................................... 127
Neu erschienen ........................................ 127

Vorschau................................................  128
Impressum ...........................................  128



66
B E L T Z  J U V E N T A  |  F O R U M  E R Z I E H U N G S H I L F E N

aus der Perspektive des Rechts und fachlicher 
Entwicklungen. Es geht dabei auch um Vor-
aussetzungen einer partizipativen Kooperati-
on im Alltag in der Kinder- und Jugendhilfe. In 
zwei Interviews schildern Karn Born, Vorsit-
zender von Careleaver e. V., und Frau Y. als El-
ternteil ihre Erfahrungen mit Kooperationen 
in der Kinder- und Jugendhilfe. Beide thema-
tisieren Hilfeplangespräche, Machtverhältnis-
se und die Beteiligung junger Menschen und 
Eltern. Elsa Thurm und Björn Redmann ver-
deutlichen, dass Selbstorganisationen in den 
vergangenen Jahren mehr Aufmerksamkeit in 
der Kinder- und Jugendhilfe erfahren haben 
und diese gesetzlich verankert sowie im Fach-
diskurs mitsprechen können. Ihr Beitrag will 
zeigen, was notwendig ist, um junge Menschen 
und Eltern nachhaltig in bestehende Struktu-
ren der Kinder- und Jugendhilfe einbinden zu 
können. Birgit Averbeck, Peter Schruth und 
Renée Drossard richten in ihren Beiträgen 
den Blick auf die professionelle Praxis: Un-
ter welchen Bedingungen kann Kooperation 
regelhaft von den professionellen Akteur*in-
nen als Entlastung erlebt werden, anstatt sie 
nur im Krisenfall und als „Problemtalk“ zu 
nutzen? Wie können Kooperationen konkre-
te Lösungen auf aktuelle Herausforderungen 
junger Menschen und ihrer Familien bieten? 
Und welche Strukturen und Haltungen sind 
hilfreich, herausfordernde Dynamiken gut zu 
steuern und damit Kooperationen im Prozess 
weiterzuentwickeln? Henriette Katzenstein, 
Maksim Hübenthal und Ulrike Urban-Stahl 
analysieren in ihrem Beitrag Kooperations-
prozesse bei Familien mit psychisch erkrank-
ten Müttern aus Sicht von Jugendamtsfach-
kräften. Sie arbeiten Charakteristika des 
Blicks auf die Kooperation innerhalb der Kin-
der- und Jugendhilfe und Begrenzungen der 
systemübergreifenden Verzahnung heraus. 
Benjamin Landes ergänzt den Schwerpunkt 
mit einem Diskussionsbeitrag zur Frage, wa-
rum institutionelle Kooperationen Jugendäm-
ter in Phasen des Fachkräftemangels teilweise 
wirksam stützen, teilweise jedoch kaum ent-
lastende Effekte entfalten. 

Stefan Wedermann, Katharina Lohse, 
Henriette Katzenstein und Birgit Averbeck

E D I T O R I A L

Kooperation in der Kinder- und Jugend-
hilfe. Junge Menschen und Eltern sowie 
deren Selbstvertretungen im Blick
Kooperation ist ein zentrales, zugleich jedoch 
unscharfes Handlungsprinzip in der Kinder- 
und Jugendhilfe. Es gehört – unbestritten – zu 
den Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe, 
untereinander und mit anderen Akteur*in-
nen, etwa der Schule, dem Gesundheitswesen 
oder der Eingliederungshilfe, zu kooperieren. 
In Praxis, Fachdebatten und rechtlichen Re-
gelungen werden aber sehr unterschiedliche 
Formen der Zusammenarbeit unter diesem 
Begriff gefasst. 
Kooperation ist dabei weder Selbstzweck 
noch Selbstläufer. Sie dient – als oberste 
Richtschnur – der Verwirklichung des Rechts 
von jungen Menschen auf Förderung ihrer 
Entwicklung zu einer eigenständigen Persön-
lichkeit. Unterschiedliche institutionelle Lo-
giken, rechtliche Rahmenbedingungen oder 
fachliche Perspektiven stellen dabei besonde-
re Herausforderungen dar. 
Um Hilfen bedarfsorientiert(er) zu gestalten, 
erfordert Kooperation eine beteiligungsorien-
tierte Ausgestaltung, die die Perspektiven jun-
ger Menschen und Eltern ernsthaft einbezieht. 
Fachkräfte sind gefordert, junge Menschen, 
Eltern und ihre Selbstvertretungen in Hilfe- 
und Strukturprozesse einzubinden, Schnitt-
stellen aktiv zu gestalten, Kommunikation zu 
strukturieren und tragfähige Absprachen zu 
entwickeln.
Die Weiterentwicklung kooperativer Arbeits-
formen ist daher ein fachlicher und struktu-
reller Auftrag. In Zeiten wachsender Komple-
xität und knapper Ressourcen kommt es be-
sonders darauf an, Kooperationen nach fach-
lichen Standards gezielt zu entwickeln und zu 
pflegen. 
In diesem Schwerpunkt nähern wir uns dem 
Themenfeld aus unterschiedlichen Perspekti-
ven und legen den Fokus auf eine rechteba-
sierte Gestaltung professioneller Kooperati-
onsbeziehungen, die insbesondere die Pers-
pektiven von Adressat*innen und deren Selb-
storganisationen reflektiert.
Der Beitrag von Katharina Lohse und Stefan 
Wedermann widmet sich dem Thema Selbst-
vertretungen als Kooperationspartner*innen 
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te Anspruch, „wenn eine dem Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen entsprechende Erzie-
hung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für 
seine Entwicklung geeignet und notwendig ist“. 
§ 34 SGB VIII beschreibt in seinem Wortlaut 
eine „Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung 
über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder in 
einer sonstigen Wohnform“, in der „Kinder 
und Jugendliche durch eine Verbindung von 
Alltagsleben mit pädagogischen und thera-
peutischen Angeboten in ihrer Entwicklung“ 
gefördert werden sollen. Sie soll ferner „auf 
ein selbstständiges Leben vorbereiten“ (§ 34 
S. 2 Nr. 3 SGB VIII). Und § 1 Abs. 1 SGB VIII sagt 
zu den durch die Erziehungshilfen zu fördern-
den Entwicklungszielen, dass dies grundsätz-
lich ein Recht junger Menschen auf Selbstbe-
stimmung, Eigenverantwortung und Gemein-
schaftsfähigkeit beinhalte. 
Demgegenüber sagt der Wortlaut des § 1631b 
Abs. 1 BGB, „eine Unterbringung eines Kindes, 
die mit Freiheitsentziehung verbunden ist“, 
ist mit Genehmigung des Familiengerichts zu-
lässig, „solange sie zum Wohl des Kindes, ins-
besondere zur Abwendung einer erheblichen 
Selbst- oder Fremdgefährdung, erforderlich 
ist und der Gefahr nicht auf andere Weise, 
auch nicht durch andere öffentliche Hilfen, 
begegnet werden kann.“ 
Beide Wortlaute von § 34 SGB VIII und 
§ 1631b BGB sind ein Aliud, unvereinbar ih-
rem Inhalt nach, weil die vom jungen Men-
schen freiwillig in Absprache mit dem Ju-
gendamt gewählte Hilfeleistung nach § 34 

In fachpolitischen Debatten der Jugendhilfe 
und jüngst zu Fragen der ombudschaftlichen 
Beratung von Kindern und Jugendlichen, die 
nach § 1631b BGB geschlossen untergebracht 
sind, wird geradezu selbstverständlich gesagt, 
es handele sich bei solchen spezifischen Unter-
bringungen um Einrichtungen der Jugendhilfe, 
um eine Erziehungshilfe nach § 34 SGB VIII. So 
heißt es oftmals, die Personensorgeberechtig-
ten hätten für die geschlossene Unterbringung 
ihres Kindes einen Antrag auf „Hilfe zur Erzie-
hung“ zu stellen – als wären freiheitsentziehen-
de und freiheitsbeschränkende Maßnahmen 
in Einrichtungen der Jugendhilfe eine „Erzie-
hungshilfe“ des SGB VIII. Vergleicht man den 
gesetzlichen Wortlaut der Erziehungshilfenorm 
des § 34 SGB VIII (stationäre Unterbringung) 
und den des § 1631b BGB, so fallen inhaltliche 
Unvereinbarkeiten ins Auge (1.). Ein weiterer 
häufiger Weg der Deklaration geschlossener 
Unterbringung (GU) von Kindern und Jugend-
lichen als eine Leistungsart der Jugendhilfe ist 
die Konzeptionsausgestaltung einer Einrich-
tung als nur „teilgeschlossen“ mit nur wenigen 
fakultativ geschlossenen Plätzen (2.).

Ein Normenvergleich: dem Wortlaut, 
der Rechtsprechung und Literatur nach

Gesetzlicher Wortlaut
§ 34 SGB VIII ist eine Hilfeform der Erziehungs-
hilfen, die grundsätzlich im Abs.1 des § 27 SGB 
VIII in ihrer Zielstellung definiert wird: Auf ei-
ne solche Hilfe haben Personensorgeberechtig-

Unvereinbarkeit von Jugendhilfe (SGB VIII) 
und freiheitseinschränkenden Maßnahmen 
nach § 1631b BGB
Peter Schruth

Der Beitrag widerspricht der in fachpolitischen Debatten verbreiteten Annahme, freiheitsentziehende 
oder -beschränkende Unterbringungen nach § 1631b BGB könnten als „Hilfe zur Erziehung“ nach 
§ 34 SGB VIII qualifiziert werden. Anhand eines Normenvergleichs zeigt er, dass § 34 SGB VIII als 
freiwillige, auf Entwicklung und Selbstbestimmung ausgerichtete Leistungsnorm mit dem gefahren-
abwehrenden Schutzinstrument des § 1631b BGB unvereinbar ist.
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entscheidung zu prüfen hat (§§ 1631b, 
1697a BGB) – Rechnung getragen.“ 

Werden hier vom BVerfG die Psychiatrie und 
Jugendhilfe als alternative Arten der GU gegen-
übergestellt, dann kann von der Jugendhilfe 
nur die Inobhutnahme nach § 42 Abs. 5 SGB 
VIII in Betracht kommen und damit der Schutz 
von Minderjährigen vor einer „Gefahr für Leib 
und Leben“, begrenzt auf Erforderlichkeit und 
kürzeste angemessene Zeit. Die Erziehungshil-
fe des § 34 SGB VIII ist schon seinem Wortlaut 
nach keine Form der GU. Auch ist für die An-
wendbarkeit des § 1631b BGB eine wesentli-
che tatbestandliche Voraussetzung, dass der 
erheblichen Selbst- und Fremdgefährdung ei-
nes Kindes oder Jugendlichen nicht auf andere 
Weise abgeholfen werden kann. 
Insoweit geht es nicht um „Alternativen“ der 
GU im Sinne von „§ 1631b BGB ist Teil der Ju-
gendhilfe“, denn § 1631b BGB kann hier vom 
BVerfG nicht ernsthaft gemeint sein, weil die-
se Norm nicht zur Anwendung kommen kann, 
wenn noch eine Erziehungshilfe hätte geleistet 
werden können und ggfls. müssen bzw. eine In-
obhutnahme nach § 42 Abs.5 SGB VIII zur An-
wendung gekommen wäre. Nun zeigt auch die 
Quellenangabe unter der FN 1, dass das BVerfG 
weit zurückgreift in die Vorzeiten des SGB VIII. 
Die so vom BVerfG begründete geschlosse-
ne Heimerziehung beruht argumentativ zwar 
nicht auf dem geltenden Jugendwohlfahrtsge-
setz (JWG), das GU von Kindern und Jugend-
lichen nicht geregelt hatte, sondern auf der el-
terlichen Gewalt nach dem damaligen § 1631 
BGB, auf landesrechtlichen Polizeigesetzen 
oder auf Richterentscheidungen, die eine Frei-
heitsentziehung in der Jugendhilfe zuließen 
(die Anordnung der Fürsorgeerziehung galt als 
Befugnis zur GU). 
Spätestens mit dem Inkrafttreten des SGB VIII 
hätte sich die Rechtsprechung den freiheitli-
chen Grundsatz der Leistungsgewährung und 
-erbringung nach dem SGB VIII in Abgrenzung 
zum § 1631b BGB zu eigen machen müssen. Je-
doch hat der 12. Zivilsenat des Bundesgerichts-
hofs (BGH) in einem Beschluss vom 27.11.2024 
zu Fragen freiheitsentziehender Maßnahmen 
gegen Kinder und Jugendliche weiterhin nach 
überkommener obsoleter Lehre behauptet, 
„§ 1631b Abs.1 BGB ermöglicht allgemein die 
mit Freiheitsentziehung verbundene Unterbrin-
gung eines betroffenen Kindes, ohne die Einrich-
tungsart festzulegen (vgl. BT-Drucks. 8/2788, 

SGB VIII in seinen Zielen auf freiheitliche 
Auseinandersetzungen mit den Lebenswirk-
lichkeiten und dementsprechender Selbstbe-
stimmung beruht, weil Erziehung lediglich 
nicht „gewährleistet“ ist (vgl. § 27 SGB VIII), 
während § 1631b BGB nur den Schutz vor 
Gefährdungen will, zeitlich engstens begrenzt 
ohne erzieherische Absichten. Auch wenn es 
dem SGB VIII in Teilen auch um den Schutz 
von Kindern und Jugendlichen vor Gefähr-
dungen geht (z. B. Inobhutnahme), kann das 
nicht begründen, dass beide Normen, die eine 
als öffentlich-rechtlicher Auftrag, die andere 
als zivilrechtliche Antragsbefugnis der Perso-
nensorgeberechtigten, dem Inhalt ihrer Wort-
laute nach vereinbar sind.

Rechtsprechung
Der Rechtsprechung folgend, ergibt sich ein 
unklares bis unreflektiertes Bild zur Abgren-
zung von Einrichtungen der Jugendhilfe und 
einer geschlossenen Einrichtung nach § 1631b 
BGB. So hat das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) in seinem Beschluss vom 14.06.2007 
(1 BVR 338/07) die Entscheidung der Vorins-
tanz kritisiert: 

„Der Beschluss, der eine vom Aufenthalts-
bestimmungsberechtigten beabsichtigte ge
schlossene Unterbringung nach § 1631b 
BGB genehmigt, muss zwar die konkrete 
Einrichtung nicht namentlich benennen, in 
der die geschlossene Unterbringung erfol-
gen soll. Er muss aber klarstellen, ob die 
Unterbringung in einer psychiatrischen Kli-
nik oder in einer geschlossenen Einrichtung 
der Jugendhilfe genehmigt wird.“ 

Es folgt eine lange Quellenangabe1 und eine 
Begründung: 

„Nur so wird der unterschiedlichen Ausrich-
tung dieser beiden alternativen Arten der 
geschlossenen Unterbringung – deren Er-
forderlichkeit aus Kindeswohlgründen der 
Familienrichter bei seiner Genehmigungs-

1	 Vgl. OLG Düsseldorf, NJW 1963, S. 397 (398); 
FamRZ 1995, S. 118 (119); BayObLG, FamRZ1992, 
S. 105; FamRZ 1993, S. 600; FamRZ 1994, S. 320 
(322); Jansen/von Schuckmann/Sonnenfeld, a.a.O., 
§ 70 f Rn. 3; Erman/Michalski, BGB 11. Aufl. 2004, 
§ 1631b Rn. 1; RGRK-BGB/Wenz, 12. Aufl. 1999, 
§ 1631b Rn. 11

R E C H T S F R A G E N
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„Die Funktion der Freiheitsentziehung ist 
allenfalls die eines Einstiegs, einer Bedin-
gung dafür, dass Hilfe zur Erziehung über-
haupt gewährt bzw. geleistet werden kann. 
Dabei wird unterstellt, dass auf diese Weise 
die Chance eines Beziehungsaufbaus gege-
ben ist, der seinerseits Voraussetzung für 
die erfolgreiche Erbringung einer Hilfe zur 
Erziehung ist.“ (S. 4)

 
Diese hier hergestellte Wechselwirkung der 
Verknüpfung von Erziehungshilfe und GU ist 
kein Auftrag der Erziehungshilfen und auch 
nicht der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII. 
Die im SGB VIII intendierte Hilfeplanung ist 
auf eine freiwillige Aushandlung in einem ko-
operativen Prozess mit dem jungen Menschen 
angelegt und nicht darauf, „wenn du nicht ge-
nügend mitwirkst, ermöglichen wir dir in der 
Freiheitsentziehung den noch fehlenden Be-
ziehungsaufbau“. Zumindest lässt sich mit die-
ser Positionierung ahnen, warum bestimmte 
Jugendhilfeeinrichtungen der Erziehungshilfe 
glaubten, sie stünden im Verbund mit Einrich-
tungen der GU oder gar für richtig hielten, in 
ihrer Einrichtung geschlossene Plätze als an-
gebliche Erziehungshilfe einrichten zu dürfen. 
Wiesner (2003: 109 ff., 113) sieht freiheits-
entziehende Maßnahmen in bestimmten Fäl-
len der Entwicklungsgefährdung von Kindern 
oder Jugendlichen als Bedingung der Hilfe zur 
Erziehung und verweist auf die für die Er-
ziehung zur Persönlichkeitsentwicklung not-
wendige Mitwirkungspflicht des Kindes oder 
Jugendlichen. Das meint, Schutz vor Gefähr-
dungen geht vor Hilfen zur Gewährleistung 
der Erziehung in der Jugendhilfe. Klarer wird 
diese Auffassung von Wiesner, wenn er auf ei-
ner Fachtagung 20182 sagte, dass sich
•	 die Erziehung nicht auf pädagogische In-

teraktion beschränken dürfe, sondern auch 
den Schutz des Kindes vor Selbst- oder 
Fremdgefährdung umfasse,

•	 der § 1631b BGB enge Grenzen setze,
•	 eine fragwürdige Praxis keine ausreichen-

de Begründung für ein generelles Verbot 
geschlossener Unterbringung sei, weil ein 
solches Verbot in Kauf nehme, dass Kinder 
erheblich selbst oder fremd gefährdet wer-
den und damit das Grundrecht auf Schutz 

2	 Fachtagung „Kinderrechte stärken! Aber wie?“ 
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburger Bür-
gerschaft vom 09.11.2018.

S. 38). In Betracht kommen grundsätzlich Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
sowie der Jugendhilfe.“ 
Die Prüfung der angegebenen Quelle der 
BT-Drucksache aus dem Jahr 1979 (sic!) ergab: 
Es seien „nur geschlossene Heime und Anstal-
ten und geschlossene Abteilungen von Heimen 
und Anstalten gemeint. Keinesfalls soll mit die-
ser Bestimmung die Unterbringung in einem ge-
wöhnlichen Erziehungsinternat erfaßt werden.“ 
Aus dieser Quelle als BGH in einem Beschluss 
eine Rechtfertigung abzuleiten, dass grundsätz-
lich für die GU „Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie sowie der Jugendhilfe“ in Be-
tracht kommen, kann man nur als „frei erfun-
den“ bezeichnen und sollte nur die sonst nicht 
zu rechtfertigende Indienstnahme der Jugend-
hilfe bezwecken – als hätte es nicht den Runden 
Tisch Heimerziehung und die Aufarbeitung des 
Erziehungsleids der in geschlossenen Fürsorge-
heimen der Jugendhilfe untergebrachten ehe-
maligen Heimkinder gegeben. 

Rechtsliteratur
Neben dem gesetzlichen Wortlaut und der 
Rechtsprechung ist auch die Rechtsliteratur 
maßgeblich für die Beantwortung der Frage, 
inwieweit es unvereinbar ist, die Jugendhilfe 
als eine geeignete Grundlage für die GU nach 
§ 1631b BGB zu benutzen.
Im gerade erschienenen Beitrag zu Rechts-
überlegungen zur GU/FEM sagen Vogel/Ballof 
(2025: 330-333): 

„… die Eingriffsintensität im Rahmen ei-
ner Unterbringung in einer psychiatrischen 
freiheitsentziehenden medizinischen Ein-
richtung ist intensiver als eine freiheitsent-
ziehende Unterbringung im Rahmen der Ju-
gendhilfe, wo vorwiegend der Schwerpunkt 
auf einem pädagogischen Ansatz beruht“. 

Welche geschlossene Jugendhilfepraxis mit 
pädagogischen Ansätzen meinen die Autoren, 
ohne Belege dafür anzugeben? 
Weitergehend behauptet ein Positionspapier 
„Freiheitsentziehung in Einrichtungen für Min-
derjährige – Grundlagen und Kriterien für die 
Betriebserlaubnis nach §§ 45 ff. SGB VIII“ des 
Landesjugendamts von Rheinland-Pfalz von 
2005, es gäbe eine sich ergänzende Wechsel-
wirkung von Schutz durch Freiheitsentziehung 
und Erziehungshilfe – festgestellt im Hilfeplan 
nach § 36 SGB VIII – und betont: 
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„Das SGB VIII enthält nicht nur keine Ermäch-
tigungsgrundlage für mit Freiheitsentziehung 
verbundene Unterbringung im Rahmen der 
Hilfe zur Erziehung, sondern ist im Gegen-
teil Prinzipien verpflichtet, die Geschlossener 
Unterbringung entgegenstehen“ (AG der IGfH 
2013: 81). Und weiter, „ein Kind aus erziehe-
rischen Gründen geschlossen unterzubringen, 
stellt unter menschenrechtsorientierter Pers-
pektive eine entwürdigende Erziehungsmaß-
nahme dar und muss im Sinne des § 1631 
Abs. 2 BGB4 als „gewalttätiger“ Akt qualifi-
ziert werden“ (AG der IGfH 2013: 77).

Zur Definitionsmacht der  
Selbstlegitimation über das  
Heimerziehungskonzept
In einer Dissertation zum Thema zur geschlos-
senen Unterbringung nach § 1631b BGB an 
der Universität Hannover 2007 heißt es: 

„Parallel zur Vielfalt der offenen stationä-
ren Erziehungshilfen existieren verschie-
dene Formen der geschlossenen Heimer-
ziehung. Deren Ausgestaltung ist von den 
Konzeptionen und dem pädagogisch-the-
rapeutischen Verständnis der einzelnen 
Institutionen abhängig. Es ist zwischen 
Einrichtungen mit (teil-)geschlossenen 
Gruppen im herkömmlichen Sinn und 
Einrichtungen mit einzelnen fakultativ 
geschlossenen Plätzen zu unterscheiden. 
Gemeinsames Merkmal der Einrichtungen 
ist die räumliche und zeitlich begrenzte 
Isolierung der Jugendlichen vom gesell-
schaftlichen Leben. Bauliche und techni-
sche Vorkehrungen sollen Entweichungen 
vermeiden und die Anwesenheit der Ju-
gendlichen sicherstellen“ (Sülzle-Temme 
2007: 6).

Für eine solche Konzeption einer stationären 
Einrichtung der Jugendhilfe kann es nach § 45 
SGB VIII keine Betriebserlaubnis geben, weil
•	 sich die Zwecksetzung der nach § 45 Abs. 2 

SGB VIII zwingend zu erteilenden Erlaubnis 
einer stationären Erziehungshilfe am Maß-
stab der §§ 27 ff. SGB VIII orientiert, nicht 
am § 1631b BGB;

4	 § 1631 Abs.2 BGB: „Das Kind hat ein Recht auf 
Pflege und Erziehung unter Ausschluss von Gewalt, 
körperlichen Bestrafungen, seelischen Verletzungen 
und anderen entwürdigenden Maßnahmen“.

des Kindes vor Gefahren für sein Wohl ver-
letzt werde und

•	 der Staat sich dieser Schutzverpflichtung 
nicht entziehen dürfe und für schwierige 
Jugendliche pädagogisch verantwortbare 
Settings ohne Freiheitsentziehung zu etab-
lieren habe (ohne Entsorgung in die Psychi-
atrie).

Damit trennt Wiesner zwischen einer Einrich-
tung eigener Art, die zur Schutzgewährung für 
Kinder und Jugendliche vor Selbst- und Fremd-
gefährdung dient, und verantwortlichen Jugend-
hilfeeinrichtungen ohne Freiheitsentziehung. 
Die Kommentierung des Frankfurter Kommen-
tars zum SGB VIII sagt zum Streit, ob es möglich 
ist, dass die Voraussetzungen der §§ 27, 34, 35a 
SGB VIII für eine freiheitsentziehende Unter-
bringung vorliegen: „Für eine öffentlich-recht-
liche Unterbringung in Einrichtungen der KJH 
fehlt es außerhalb der IOHN (Inobhutnahme, 
d.A.) an der erforderlichen Rechtsgrundlage“.3 

Ebenso eindeutig spricht sich die Drucksache 
18/11278 vom 22.02.2017 des Bundestages zur 
Novellierung des § 1631b BGB aus: 

„Pädagogischen Konzepten, die freiheits-
entziehende Maßnahmen bei „erziehungs-
schwierigen“ Jugendlichen als angemesse-
nes und altersgerechtes Erziehungsmittel 
und als Reaktion auf vermeintliches Fehl-
verhalten erachten, wird auf diese Weise 
eine Absage erteilt“. 

In ihrem Rechtsgutachten „Freiheitsentziehen-
de Maßnahmen und geschlossene Unterbrin-
gung nach § 1631b BGB in der Kinder- und 
Jugendhilfe“ schreibt S. Janssen (2021: 48): 

„Ein Freiheitsentzug allein aus pädago-
gischen bzw. erzieherischen Zwecken ist 
unzulässig, weder ist die geschlossene Un-
terbringung in Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe, noch sind freiheitsent-
ziehende Maßnahmen aus pädagogischen 
bzw. erzieherischen Zwecken in jeglichem 
Kontext der Kinder- und Jugendhilfe ge-
nehmigungsfähig.“ 

Und ebenso klar formulierte H. Häbel schon 
2013: 

3	 FK-SGB VIII/Hoffmann/Trenczek: in Anhang II Rn. 65.



122
B E L T Z  J U V E N T A  |  F O R U M  E R Z I E H U N G S H I L F E N

R E C H T S F R A G E N

„außergewöhnlichen (Krisen-)Intervention“7 
unter gerichtlichem Genehmigungsvorbehalt 
selbst im engen grundgesetzlichen Rahmen 
zulässiger (kurzfristiger) Freiheitsentziehung 
nach Art. 104 GG für ein allerletztes Mittel 
(ultima ratio) und ist damit nicht auf den Ge-
nehmigungsvorbehalt der GU nach § 1631b 
BGB angewiesen. Und ausdrücklich heißt es 
weiter bei Trenczek/Beckmann im FK-SGB VI-
II: „Eine freiheitsentziehende Unterbringung 
von Minderjährigen ist deshalb außerhalb der 
besonderen Krisensituation des Abs. 5 nur iRd 
Strafverfahrens oder ggfls. zivilrechtlichen 
Unterbringung möglich.“ Damit lässt sich fest-
stellen, dass das SGB VIII keine eigenständige 
Grundlage für längerfristige freiheitsentzie-
hende Maßnahmen in der Jugendhilfe enthält. 
Das SGB VIII ist in seinem Verhältnis zu § 1631b 
BGB abschließend und unvereinbar mit den zi-
vilgesetzlichen Freiheitseinschränkungen im 
Rahmen der Unterbringung nach § 1631b BGB. 
Und entsprechend dieser Rechtslage bedarf das 
Jugendhilferecht des SGB VIII des Schutzes vor 
rechtswidrigen Einflüssen geschlossener For-
men der Erziehung durch Zwang und damit 
insbesondere des Schutzes seiner Grundsätze 
der Freiwilligkeit, der Selbstbestimmung junger 
Menschen und ihrem Recht auf Erziehung zur 
Selbstverwirklichung. 
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7	 FK-SGB VIII/Trenczek/Beckmann: in § 42 Rn. 61.

•	 hilfsweise eine solche konzeptionelle Ergän-
zung der (Teil-)Geschlossenheit von zu er-
bringender Erziehungshilfe nach § 45 Abs.1 
Nr. 3 SGB VIII nicht erlaubnisfrei ist (es ist 
dann keine „außerhalb der Jugendhilfe lie-
gende Aufgabe“, wenn in der Einrichtung 
regelmäßig Minderjährige betreut und un-
tergebracht werden5);

•	 es nicht dem Sinn und Zweck der jugendhil-
fekonformen Erteilung von Betriebserlaub-
nissen entspräche, wenn es dem Träger der 
Einrichtung um zwei Aspekte einer Konzepti-
on (einmal § 34, situativ § 1631b BGB), aber 
erlaubnismäßig um zwei Einrichtungstypen 
geht, die im Einzelfall verknüpfbar gemacht 
werden; das unterläuft die Ansprüche der 
§§ 27 ff. SGB VIII sowie darauf bezogenen 
Erlaubnisvorbehalt von § 45 SGB VIII.

Schwerwiegend wiegen mit einer solchen Umge-
hung des SGB VIII, dass lediglich mit den angeb-
lichen „pädagogischen Erfordernissen“ im Ein-
zelfall wesentliche Grundsätze des Jugendhilfe-
rechts ausgeblendet werden. Fachlich unstreitig 
lässt nun mal § 34 SGB VIII aus erzieherischen 
Gründen oder aus Gefährdungsunterstellungen 
keine (Teil-)Geschlossenheiten von in der Ein-
richtung untergebrachten Kindern und Jugend-
lichen zu. Im Ergebnis sind solche Einrichtungen 
keine erlaubnisfähigen Einrichtungen der Erzie-
hungshilfe nach dem SGB VIII. Oder anders ge-
sagt: Aus der gerichtlichen Genehmigung einer 
freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1631b 
BGB ergibt sich keine Herleitung bzw. Begründ-
barkeit zur Bewilligung und Leistungserbringung 
einer Hilfe zur Erziehung (§ 34 SGB VIII).

Fazit
Weder die Heimerziehung nach § 34 SGB VIII 
noch die Befugnis zur Unterbringung nach 
§ 42 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII im Rahmen der 
Inobhutnahme geben als solche eine ausrei-
chende Rechtsgrundlage für die GU in stati-
onären Einrichtungen der Jugendhilfe.6 Das 
Jugendhilferecht des SGB VIII kennt nur ei-
ne zulässige freiheitsentziehende Maßnah-
me und das ist gemäß § 42 Abs. 5 SGB VIII 
eine spezifische Eingriffsmaßnahme als In-
obhutnahme bzw. vorläufige Maßnahme 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen. 
Das Jugendhilferecht sorgt mit einer solchen 

5	 FK-SGB VIII/SmessaertStruck: in § 45 Rn. 12.
6	 FK-SGB VIII/Hoffmann/Trenczek: in Anhang II 

Rn. 65.
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Traumasensible Begleitung bei Aggressionen
Praxiswissen für die pädagogische und therapeutische Arbeit 
mit Kindern

Edition Sozial, 2026, 232 Seiten, broschiert, € 30,00
ISBN 978-3-7799-9303-2

Dieses Buch hilft therapeutischen und pädagogischen Fachkräften, die 
Ursachen aggressiven Verhaltens bei Kindern mit Traumata zu verste-
hen und mit praxisnahen Methoden angemessen darauf zu reagieren. 
sierten Kindern bewährt haben. 

Verbund Care Leaver Statistics (Hrsg.)

Teilhabe und Zukunftswünsche
Ergebnisse der ersten Befragungswelle der CLS-Studie

2025, 170 Seiten, broschiert, € 30,00, ISBN 978-3-7799-9255-4

Die CLS-Studie untersucht die Teilhabe und Lebenslagen junger 
Menschen, die Teile ihres Lebens in P� egefamilien oder Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe verbracht haben. Der Band stellt Ergeb-
nisse der ersten Befragungswelle der Langzeitstudie dar. Im Fokus 
stehen die Teilhabe und Zukunftswünsche von (angehenden) 
Care Leaver*innen in einzelnen Bereichen. 
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2026, 588 Seiten, broschiert, € 30,00, ISBN 978-3-7799-9482-4

Die Neuau� age analysiert Struktur, Auftrag und Selbstverständnis der 
Kinder- und Jugendhilfe im Wandel gesellschaftlicher Bedingungen 
und entfaltet die Lebensweltorientierung als zentrales theoretisches 
Konzept.
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Strategie und Teamwork – 
das Kartenspiel für 
die Soziale Arbeit
Case Work ist ein Kartenspiel, das die Grundlagen der 
Sozialen Arbeit auf spielerische Weise erlebbar macht. 
Die Spielenden übernehmen gemeinsam im Team die 
Rolle von Fachkräften der Sozialen Arbeit und bearbei-
ten praxisnahe Fallbeispiele. Dabei stehen ihnen ver-
schiedene Ressourcen zur Verfügung – Zeit, Beziehung, 
professionelles Handeln und psychische Stabilität. 
Doch nicht immer läuft alles nach Plan: Ereigniskarten 
bringen überraschende Wendungen – manche fördern, 
andere erschweren den Fallverlauf. Nur wer gut kom-
muniziert, gemeinsam plant und � exibel reagiert, kann 
die Fälle erfolgreich abschließen. Das Spiel fördert das 
Verständnis für zentrale Prinzipien und Arbeitsweisen 
in der Sozialen Arbeit und stärkt zudem Teamarbeit, 
Entscheidungs� ndung und Re� exion.

Im Begleitheft � nden Sie:

 Re� exionsfragen und Projekte zu den Karten
  Re� exionsfragen zum allgemeinen Spielgeschehen
  Tipps zum Spielen

Im Regelheft � nden Sie:

 Die Spielanleitung mit Link zu einem Video-Tutorial
 Beispielrunden
 Hinweise zu zusätzlichem Download-Material

Petra Fuchs

Case Work
Grundlagen Sozialer Arbeit spielend meistern

2026, 145 Karten, € 39,00
GTIN 4019172400286, Bestell-Nr. 540028
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Zwischenfall
Differierende Auftragslagen

Der Auftrag deines Trägers widerspricht 

dem, was dein Klient benötigt.

E4
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+2 Fälle

Zwischenfall

Kündigung

Ein Teammitglied hat gekündigt und ihr 

müsst dessen Fälle übernehmen. 

Alle tragen die Konsequenzen. Zieht 2 Fall­

karten und teilt sie unter euch auf. 

-2

Weitervermittlung

Eine Frau gibt im Erstgespräch an, sie hätte 

seit Jahren keine Freude mehr empfunden. 

Im Verlauf gibt sie suizidale Gedanken zu. 

Du unterstützt sie dabei, eine geeignete 

Therapie zu finden.
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Kollegiale FallberatungIhr hattet eine kollegiale Fallberatung, 

die euch geholfen hat.
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Häusliche GewaltDu berätst eine Frau aufgrund häuslicher 

Gewalt. Ein Frauenhaus lehnt sie ab.  
Begleite sie dabei herauszufinden, welche 

Ressourcen sie hat und hilf ihr, Wege aus 

der Gewalt zu finden.
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